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Dr.-Ing. Bernhard Odenwald (Bundesanstalt für Wasserbau) 
1. Einleitung 
Einen wesentlichen Bestandteil von Wehranlagen bildet die zwischen den Wehrpfeilern, unter- 
halb der beweglichen Wehrverschlüsse angeordnete und in das Oberwasser und Unterwasser 
reichende Wehrsohle. Die im Allgemeinen aus Beton bestehende Wehrsohle sichert das Gewäs- 
serbett und den darunter anstehenden Baugrund gegen die im Bereich der Wehrfelder, insbe- 
sondere durch die Energieumwandlung im Tosbecken, auftretenden hydraulischen Kräfte. So- 
wohl beim Neubau als auch bei der Instandsetzung von Wehranlagen ist die Standsicherheit der 
Wehrsohlen nachzuweisen. Hierzu zählen die Nachweise der Sicherheit gegen Aufschwimmen 
und Gleiten. Für die Nachweisführung sind die maßgebenden resultierenden, auf die Wehrsohle 
einwirkenden Kräfte aus Grund- und Oberflächenwasser zu ermitteln. Dies umfasst sowohl Be- 
triebszustände des Wehres als auch Revisionszustände mit Trockenlegung von Teilbereichen 
der Wehrsohle sowie Bauzustände zur Herstellung der Wehrsohle oder zur Instandsetzung der 
Wehrpfeiler mit vollständiger Trockenlegung der bestehenden Wehrsohle. 
2. Normative Grundlagen 
Die grundlegenden Anforderungen an die Tragfähigkeits- und Standsicherheitsnachweise für 
Massivbauwerke im Wasserbau sind in der DIN 19702:2013-02 geregelt. Eine wesentliche Fest- 
legung betrifft den charakteristischen Wert für veränderliche Einwirkungen, zu denen grund- 
sätzlich auch Einwirkungen aus Grund- und Oberflächenwasser gehören. Der charakteristische 
Wert veränderlicher Einwirkungen ist entsprechend den Anforderungen der DIN EN 1990:2010- 
12 für die ständige Bemessungssituation (Betriebszustand) in der Regel mit einem Wieder- 
kehrintervall von T = 100 a (jährliche Überschreitungswahrscheinlichkeit 10-2) entsprechend 
der rechnerischen Lebensdauer des Bauwerks festzulegen. D. h. die oberen charakteristischen 
Werte für Einwirkungen aus Grund- und Oberflächenwasser sind unter Berücksichtigung von 
einem bis zu 100-jährlichen Hochwasser zu ermitteln. Für Bau- und Revisionszustände (vo- 
rübergehende Bemessungssituation) darf ein bauzeitlicher Hochwasserstand festgelegt werden. 
Bei der Festlegung charakteristischer Werte ist jedoch die mögliche Abhängigkeit von Oberflä- 
chen- und Grundwasserständen zu berücksichtigen. Oft besteht eine deutliche Korrelation zwi- 
schen dem oberhalb der Wehrsohle anstehenden Unterwasserstand eines Wehres und dem zu- 
gehörigen Grundwasserpotential unterhalb der Wehrsohle. Diese ist abhängig von den geohyd- 
raulischen Verhältnissen (z. B. Kolmation im Oberwasser des Wehres sowie Schichtung oder 
Anisotropie des Baugrunds) und den durchgeführten baulichen Maßnahmen (z. B. Sickerweg- 
verlängerungen oder Drängen) . 
Der Nachweis der Sicherheit gegen Aufschwimmen der Wehrsohle ist nach DIN EN 1997- 
1:2009-09 (Eurocode 7-1) in Verbindung mit DIN 1054:2010-12 zu führen. Dabei ist nachzuwei- 
sen, dass der Bemessungswert der destabilisierenden Einwirkungen Vdst;d kleiner ist als der Be- 
messungswert der stabilisierenden Einwirkungen (Gstb;d) zuzüglich eines gegebenenfalls vor- 
handenen zusätzlichen Widerstands gegen Aufschwimmen (Rd, Z. B aus Reibung oder Veranke- 
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Rung). Unter der Voraussetzung, dass nur destabilisierende Einwirkungen Vdst;d aus dem Was- 
serdruck und stabilisierende Einwirkungen Gstb;d aus dem Gewicht der Wehrsohle berücksichtigt 
werden, ergibt sich der Nachweis gegen Aufschwimmen zu: 
Vdst:d S Gstb:d 
. 
In der DIN 1054, die in Deutschland geltende, ergänzende Regelungen zum EC 7 beinhaltet, ist 
für den Nachweis gegen Aufschwimmen zusätzlich festgelegt, 
dass die Bemessungswerte der Einwirkungen aus Wasserdrücken immer mit den Teilsi- 
cherheitsbeiwerten für ständige Einwirkungen ermittelt werden und 
dass sich der Bemessungswert der destabilisierenden Einwirkung aus dem charak- 
teristischen Wert des resultierenden Wasserdrucks ergibt. 
Vdst;d 
D. h. zur Ermittlung des Bemessungswertes der destabilisierenden Einwirkung Gdst;d wird der 
charakteristische Wert des resultierenden Wasserdrucks (Differenz zwischen dem Grundwas- 
serdruck an der Unterseite der Wehrsohle und dem Wasserdruck an der Oberseite der Wehr- 
sohle) mit dem Teilsicherheitsbeiwert für ständige Einwirkungen multipliziert. Dabei entspricht 
der in der ständigen Bemessungssituation anzusetzende charakteristische Wert des resultieren- 
den Wasserdrucks der maximalen Wasserdruckdifferenz, die bei Abflüssen bis zu einem 100- 
jährlichen Hochwasserabfluss auftreten kann. 
Für den Nachweis der im Bauzustand oder Revisionszustand trockengelegten Wehrsohle 
gegen Aufschwimmen in der vorübergehenden Bemessungssituation ist der maximale 
(Unter-)Wasserstand festzulegen, ab dem die Baumaßnahme oder die Revision abgebrochen 
wird und die Wehrsohle geflutet werden muss. Dieser kann Z. B. der Oberkante der Baugru- 
benumschließung bzw. des Revisionsverschlusses oder der Höhe von Flutungsöffnungen ent- 
sprechen. Für die Bestimmung des anzusetzenden charakteristischen Wertes des resultierenden 
Wasserdruckes ist dazu das zugehörige maximale Grundwasserpotenzial unterhalb der trocken- 
gelegten Wehrsohle zu ermitteln. 
Bei den Wehranlagen an den Bundeswasserstraßen bestehen die Wehrsohlen zumeist aus un- 
bewehrtem oder nur gering bewehrten Beton, so dass keine relevanten Zugspannungen von der 
Wehrsohle aufgenommen werden können. Deshalb ist es im Allgemeinen erforderlich, den 
Nachweis gegen Aufschwimmen der Wehrsohle für jeden relevanten Querschnitt und nicht nur 
für die gesamte Wehrsohle zu führen. Z. B. darf der Nachweis für den Revisionszustand in die- 
sem Fall nicht für die gesamte Wehrsohle unter Berücksichtigung der Wasserauflast im Ober- 
wasser und im Unterwasser der Revisionsverschlüsse geführt werden, sondern muss für den 
ungünstigsten Querschnitt (z. B. für den Bereich des trocken gelegten Tosbeckens) erfüllt sein. 
Dies gilt in gleicher Weise für die anderen Bemessungssituationen. Durch diese Vorgehensweise 
wird für den Nachweis gegen Aufschwimmen von unbewehrter Wehrsohlen sichergestellt, dass 
für alle maßgebenden Bemessungssituationen in jedem Querschnitt der Wehrsohle der Bemes- 
sungswert der stabilisierenden Gewichtskraft der Wehrsohle größer als der Bemessungswert 
der destabilisierenden, resultierenden Wasserdruckkraft ist. Ein rechnerisches Aufschwimmen 
der Wehrsohle ist dadurch auch in ungünstigen Teilbereichen nicht möglich . 
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3. Ermittlung des charakteristischen resultierenden Wasserdrucks aufWehr- 
sohlen 
Für die Festlegung des charakteristischen Wertes des resultierenden Wasserdruckes können 
selbstverständlich immer auf der sicheren Seite liegende Annahmen getroffen werden. So kann 
für die ständige Bemessungssituation angenommen werden, dass das Grundwasserpotenzial 
unterhalb der Wehrsohle bis auf die Höhe des 100-jährlichen Hochwasserstands im Gewässer 
ansteigt und auf dieser Höhe zunächst auch verbleibt, während der Wasserstand im Unterwas- 
ser des Wehres nach Überschreiten des Hochwasserscheitels rasch bis Z. B. auf Höhe des Mittel- 
wasserstandes abfällt. Für diese auf der sicheren Seite liegenden Annahmen ergibt sich der cha- 
rakteristische resultierende Wasserdruck aus der Differenz des auf Höhe des 100-jährlichen 
Hochwasserstands angesetzten Grundwasserpotentials unterhalb der Wehrsohle und des auf 
Höhe des Mittelwasserstands im Unterwasser des Wehres angesetzten Wasserstands oberhalb 
der Wehrsohle. In gleicher Weise kann für den Bauzustand mit trocken gelegter Wehrsohle an- 
genommen werden, dass das Grundwasserpotential bis auf Höhe des maximalen Gewässerwas- 
serstands (Höhe der Baugrubenumschließung) ansteigt. Der charakteristische resultierende 
Wasserdruck ergibt sich dann aus der Differenz zwischen der Höhe der Baugrubenumschlie- 
ßung und der Oberfläche der trockengelegten Wehrsohle. 
Diese Annahmen führen jedoch zumeist zu unrealistisch hohen charakteristischen Werten für 
die maßgebenden Wasserdruckdifferenzen. Wehrsohlen von Bestandsbauwerken sind auf der- 
artig hohe Wasserdruckbeanspruchungen zumeist nicht bemessen, so dass der Nachweis der 
Wehrsohle gegen Aufschwimmen nicht geführt werden kann. Um hier einen unnötigen Instand- 
setzungsaufwand zu vermeiden, muss der resultierende charakteristische Wasserdruck für den 
Nachweis gegen Aufschwimmen auf Grundlage geeigneter Messungen der Grund- und Oberflä- 
chenwasserstände ermittelt werden. Dazu sind automatisierte Messungen des Wasserstands 
oberhalb der Wehrsohle und des Grundwasserpotentials unterhalb der Wehrsohle in einer aus- 
reichenden Anzahl von Messstellen und in ausreichend kurzem Messintervall über einen mög- 
lichst langen, Hochwasserereignisse umfassenden Zeitraum erforderlich. Pegelmessungen im 
Oberwasser und im Unterwasser eines bestehenden Wehres sind zumeist über einen ausrei- 
chend langen Zeitraum und in einem ausreichend kurzem Zeitintervall vorhanden. Dagegen lie- 
gen Messungen des Grundwasserpotenzials unterhalb der Wehrsohle oft nicht oder zumindest 
nicht in ausreichender Dauer sowie zeitlicher und örtlicher Auflösung vor. 
Bei der Bestimmung der maßgebenden Grundwasserpotentiale müssen die Baugrundverhältnis- 
se und die räumlichen Grundwasserströmungsverhältnisse beachtet werden. Dazu muss die 
Baugrundschichtung unterhalb der Wehrsohle hydrogeologisch ausreichend erkundet sein, um 
die Grundwasserströmungsverhältnisse unter Berücksichtigung der Durchlässigkeit und mögli- 
cher Anisotropie der einzelnen Boden- und Felsschichten beschreiben zu können. Außerdem 
muss die Art, Ausdehnung und Ausführung von in den Untergrund reichenden Bauteilen, die die 
geohydraulischen Verhältnisse beeinflussen (z. B. Sickerwegverlängerungen durch Spundwän- 
de), bekannt sein. 
Die Beurteilung der Grundwasserströmungsverhältnisse kann auf Grundlage von Grundwasser- 
standsmessungen in Messstellen, die im Uferbereich nahe der Wehranlage sowohl im Oberwas- 
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sei als auch im Unterwasser angeordnet sind und unterhalb der Unterkante der Wehrsohle im 
relevanten Grundwasserleiter verfiltert sind, erfolgen. Dabei ist auf Grundlage der Informatio- 
nen über die geohydraulischen Verhältnisse und die in den Baugrund einbindenden Bauteile zu 
beurteilen, inwieweit die in den Messstellen seitlich des Wehrs gemessenen Grundwasserstände 
repräsentativ für das Grundwasserpotential unter den Wehrsohlen der einzelnen Wehrfelder 
sind. 
Bei der Instandsetzung von Wehranlagen ist zumeist die Untersuchung der Betonqualität der 
Wehrpfeiler erforderlich. Dazu werden häufig vertikale Kernbohrungen von der Pfeileroberflä- 
che aus durchgeführt (Bild 1). Durch Verlängerung dieser Bohrungen bis in den unterhalb der 
Pfeilersohle anstehenden Baugrund lassen sich diese oft zu geeigneten Grundwassermessstellen 
ausbauen. Da diese unmittelbar neben den Wehrfeldern angeordnet sind, können die Grundwas- 
serverhältnisse unterhalb der Wehrsohlen durch die hier gemessenen Grundwasserpotenziale 
meist gut beurteilt werden. Dabei sollte eine ausreichende, redundante Anordnung der Messstel- 
len sowohl an der Oberwasserseite als auch an der Unterwasserseite der Pfeiler erfolgen. 
Bild 1.- Wehr Rocken au/Neckar (links), vertikale Kernbohrung durch einen Wehrpfeiler 
(rechts) 
Um eine ausreichende Auflösung der Messwerte zu erzielen, ist es erforderlich, die Grundwas- 
sermessstellen mit automatisierten Datenerfassungssystemen auszustatten. Dabei sollte das 
Messintervall an das der Pegelmessung im Oberflächengewässer angepasst werden, um insbe- 
sondere im Hochwasserfall möglichst genaue Wasserstandsdifferenzen ermitteln zu können. 
Außerdem ist es erforderlich, die Beobachtung der Grundwasserstände über einen möglichst 
langen Zeitraum, der auch relevante Hochwasserereignisse umfassen sollte, durchzuführen. 
Deshalb müssen die Grundwassermessstellen bei geplanten Instandsetzungen oder Ersatzneu- 
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bauten möglichst frühzeitig hergestellt und mit entsprechender Messtechnik ausgestattet wer- 
den. Die Auslesung und Auswertung der Messdaten sollte mindestens halbjährlich erfolgen. Da- 
bei sollte jeweils auch eine händische Kontrollmessung der Grundwasserstände in den Messstel- 
len durchgeführt werden. 
Auch bei relativ frühzeitiger Anordnung einer ausreichenden Anzahl von Grundwassermessstel- 
len mit geeigneter Datenerfassung ist jedoch davon auszugehen, dass oft keine ausreichende 
Datengrundlage für eine Extremwertanalyse vorliegt. In diesem Fall muss der maximale resul- 
tierende, charakteristische Wasserdruck auf die Wehrsohle für die bis zu einem 100-jährlichen 
Hochwasserabfluss zu betrachtenden Verhältnisse aus den Messdaten durch eine auf der siche- 
ren Seite liegende Extrapolation festgelegt werden. Die Datengrundlage hat deshalb einen ent- 
scheidenden Einfluss auf die Qualität des für den Nachweis gegen Aufschwimmen zu bestim- 
menden charakteristischen Grundwasserüberdrucks. 
Es besteht auch die Möglichkeit, Porenwasserdrücke unter einer Wehrsohle unmittelbar durch 
Einbau von Druckaufnehmern in Bohrungen, die durch die Wehrsohle bis in den unterlagernden 
Baugrund hergestellten werden, zu messen. Dies wurde von der BAW bereits in Wehrsohlen von 
mehreren Wehranlagen durchgeführt. Die Messungen dienten dabei als Grundlage für den 
Nachweis gegen Aufschwimmen der trockengelegten Wehrsohlen für geplante Revisionszustän- 
de bzw. zur Festlegung dabei maximal zulässiger Wasserstände im Unterwasser der Wehre. Die 
Messeinrichtungen wurden nach relativ kurzer Messdauer wieder ausgebaut, da eine langfristi- 
ge Messung für die hier vorliegenden Fragestellungen nicht erforderlich war. In die Messstellen 
wurden Systeme, jeweils bestehend aus einem Packer in Verbindung mit einem Druckaufneh- 
mer (Bild 2), zur kontinuierlichen Messung des Wasserdrucks in die Bohrungen eingebaut. 
Bild 2: Systemschnitt des Grundwassermesssystems (links), Messsystem vor dem Einbau in die 
Wehrsohle (Rech ts] 
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Durch den Einbau des Packers mit dem Druckaufnehmer in der Betonsohle des Wehres wurde 
die Bohrung druckdicht verschlossen. Dadurch konnte das Messsystem auf relativ einfache Wei- 
se durch Taucher in die Bohrungen ein- und wieder ausgebaut werden. Von Laursen und Oden- 
wald (2010) sind die durchgeführten Maßnahmen und Messungen detailliert beschrieben. 
4. Sicherung bestehender Wehrsohlen 
Kann die Sicherheit gegen Aufschwimmen der Wehrsohle einer bestehenden Wehranlage auf 
Grundlage des aus den Messungen ermittelten Grundwasserüberdrucks nicht nachgewiesen 
werden, sind entweder geeignete Sicherungsmaßnahmen oder ein Neubau der Wehrsohle er- 
forderlich. Der Erhalt der Wehrsohle mit Durchführung geeigneter Sicherungsmaßnahmen im 
Rahmen der Instandsetzung einer Wehranlage ist sinnvoll, wenn: 
der baustoffliche Erhaltungszustand der Wehrsohle so gut ist, dass durch relativ geringe 
Instandsetzungsmaßnahmen von einer weiteren Lebensdauer entsprechend der der 
anderen instand gesetzten Bauwerksteile der Wehranlage ausgegangen werden kann, 
die hydraulische Wirksamkeit der Wehrsohle nachgewiesen ist oder mit relativ gerin- 
gem Aufwand hergestellt werden kann, 
keine Maßnahmen geplant sind, die wesentliche konstruktive oder geometrische Ände- 
rungen der Wehrsohle erfordern und 
die erforderlichen Sicherungsmaßnahmen zur Erzielung einer ausreichenden Standsi- 
cherheit und Tragfähigkeit der Wehrsohle mit relativ geringem Aufwand durchführbar 
sind. 
Die Sicherung gegen Aufschwimmen kann durch Verankerung der Wehrsohle im Baugrund er- 
folgen. Bei bestehenden Wehrsohlen aus unbewehrter oder nur schwach bewehrten Beton ist 
dies zumeist nur mit einem unverhältnismäßig hohen Aufwand möglich, da die erforderlichen 
Ankerabstände relativ gering sein müssen, um die Ankerzugkräfte über ein sich einstellendes 
Druckgewölbe in die Wehrsohle einzuleiten. 
Der Einbau von Druckentspannungsbrunnen in der Wehrsohle kann dagegen eine geeignete, mit 
relativ geringem Aufwand verbundene Maßnahme zur Sicherung gegen Aufschwimmen darstel- 
len. Dies ist insbesondere der Fall, wenn sich die Wehrsohle in einem geringdurchlässigen Bau- 
grund aus nicht verwitterungsanfälligem Fels befindet, der keine ausgeprägten Störungszonen 
oder Hohlräume aufweist. Die Ermittlung der erforderlichen Anordnung und Dimensionierung 
der Grundwasserentspannungsbrunnen sollte durch eine geeignete, numerische Grundwas- 
serströmungsmodellierung erfolgen. Die für die maßgebenden Bemessungssituationen ermittel- 
ten Grundwasserdruckverteilungen auf die Wehrsohle bilden die Grundlage für die Standsicher- 
heits- und Tragfähigkeitsnachweise. 
Im Auftrag des Wasserstraßen-Neubauamts Aschaffenburg wurde von der BAW (2019) eine 
Untersuchung zur Ermittlung von Grundlagen für die geplante Instandsetzung der Wehrsohlen 
der fünf vordringlichen Mainwehre durchgeführt. Dabei wurde exemplarisch für das Wehr Rot- 
henfels die Sicherung der Wehrsohle durch Entspannungsbrunnen auf Grundlage einer 3D- 
Grundwasserströmungsmodellierung untersucht. Die Wehrsohle wurde hier unmittelbar auf 
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dem anstehenden, aus Sandstein bestehenden Fels erstellt. Die Auswertung der Grundwasser- 
standsmessungen in vier in den Wehrpfeilern errichteten und unterhalb der Pfeilersohle verfil- 
terten Messstellen ergab, dass die Sicherheit der Wehrsohle gegen Aufschwimmen in allen be- 
trachteten Bemessungssituationen zumindest bereichsweise nicht gegeben ist. Daraufhin wurde 
untersucht, ob mit Entspannungsbrunnen, die durch die Wehrsohle bis tief in den Baugrund 
reichen, eine ausreichende Sicherheit gegen Aufschwimmen erzielt werden kann. Dabei wurden 
auf der sicheren Seite liegende Annahmen für die hydraulischen Randbedingungen und die geo- 
hydraulischen Einflussgrößen getroffen. Die Anzahl, Anordnung und Dimensionierung der Ent- 
spannungsbrunnen erfolgte mit dem auf Grundlage der Grundwasserstandsmessungen kalib- 
rierten Grundwasserströmungsmodell. In Bild 3 ist beispielhaft die für den Revisionszustand 
erforderliche Anordnung der Entspannungsbrunnen im Längsschnitt der Wehrsohle dargestellt. 
Nasserstand OW NN-*1-47,59 m ı 
Wasserstand UW NN+145.48 in 
Pfeilerunterkarıte Entspannungsbrunnen Umschließungswand 
Bild 3.- Längsschnitt der Wehrsohle mit maximalen Wasserständen ober- und unterwassersei- 
tig der Revisionsverschlüsse und Anordnung der En tspannungsbrunnen 
Demnach sind insgesamt 16 Entspannungsbrunnen mit drei jeweils über die Breite des Wehr- 
felds von 30 m reichenden Reihen (erste und letzte Reihe: 6 Brunnen, mittlere Reiche: 4 Brun- 
nen), ausschließlich im Bereich des Tosbeckens, erforderlich. Die Brunnen wurden mit einem 
Durchmesser von 0,3 m, einer Länge von 5 m und einer Verfüllung mit einem stark durchlässi- 
gen Kies der Körnung 16/32 mm zur Stützung der Bohrlochwandung berücksichtigt. Der ermit- 
telte Gesamtzufluss durch die Entspannungsbrunnen in den trockengelegten Bereich der Wehr- 
sohle beträgt ca. 8 l/s. Insgesamt konnte durch die Untersuchung gezeigt werden, dass durch 
eine relativ geringe Anzahl von Entspannungsbrunnen eine ausreichende Grundwasserdruck- 
entspannung zum Nachweis gegen Aufschwimmen der Wehrsohle in allen maßgebenden Be- 
messungssituationen erreicht werden kann. Auf Grundlage der für die unterschiedlichen Bemes- 
sungssituationen ermittelten Grundwasserpotentialverteilungen, die unter Berücksichtigung der 
Grundwasserdruckentspannung durch die Brunnen berechnet wurden, konnten auch der Nach- 
weis gegen Gleiten und der Nachweis der Tragfähigkeit der Wehrsohle geführt werden. 
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5. Ersatz bestehender Wehrsohlen 
In O. g. Gutachten der BAW (2019) wurden auch die grundsätzlichen Möglichkeiten für den Er- 
satz der Wehrsohle bei einer bestehenden Wehranlage aus gentechnischer und geohydrauli- 
scher Sicht betrachtet. Unter den hier vorliegenden Randbedingungen sind aufgrund des aus 
Festgestein bestehenden Baugrunds der Abbruch der bestehenden Wehrsohle im Trockenen 
und der Neubau ohne vorherige Erstellung einer rückverankerten Unterwasserbetonsohle mög- 
lich. Allerdings ergeben sich durch den Neubau der Wehrsohle zwischen den bestehenden 
Wehrpfeilern zusätzliche Erschwernisse (Anbindung der Baugrubenumschließung an die in- 
stand zu setzenden Wehrpfeiler, Abbruch der Wehrsohle bis nahezu zur Unterkante der Pfeiler- 
gründung, fehlende Einbindung der als Teil der Baugrubenumschließung dienenden Pfeiler in 
den Baugrund, erhöhter Aufwand zur Sicherung des Baugrunds gegen Aufschwimmen, Siche- 
rung der Pfeiler gegen Gleiten und Kippen aufgrund der einseitigen hohen Wasserdruckbelas- 
tung bei zusätzlichem Abbruch der aussteifenden Wehrsohle bis zur Gründungssohle der Pfeiler, 
etc.). Ist zusätzlich zum Neubau der Wehrsohle auch eine umfangreiche Instandsetzung der 
Wehrpfeiler geplant, handelt es sich nahezu um einen Ersatzneubau des Wehres an gleicher Stel- 
le. Aufgrund der sich dabei ergebenden Erschwernisse beim Neubau der Wehrsohle erscheint es 
sinnvoll, alternativ einen Ersatzneubau des Wehres unmittelbar ober- oder unterwasserseitig 
des bestehenden Wehres zu untersuchen. 
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